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Vorwort  

Wasser stellt, noch vor zentralen zivilisatorischen Errungenschaften wie öffentlicher Ver-
kehr, Gesundheit, und Bildung, schlechthin die essentielle Lebensgrundlage für alle Men-
schen dar. Wasser flächendeckend, in hochwertiger Qualität und zu günstigen Kosten allen 
Menschen bereitzustellen, war und ist daher zentrale Aufgabe der Politik.  

Weltweit seit den frühen 1980er Jahren, in Europa seit der ersten Hälfte der 1990er Jahre 
erleben wir aber eine schrittweise Abkehr von der öffentlichen Bereitstellung dieser Güter 
und Dienstleistungen. „Mehr Privat – weniger Staat“ scheint zur unhinterfragten Devise der 
Politik geworden zu sein. Im blinden Vertrauen auf die Selbstregulierung des Marktes wer-
den öffentliche Dienste schrittweise liberalisiert und privatisiert. So geschehen bei der Te-
lekommunikation, von Strom und Gas, der Post, dem Schienenverkehr. Mittlerweile gibt es 
Pläne der EU, auch den öffentlichen Nahverkehr, und last, but not least, eben auch die 
Wasserversorgung zu liberalisieren, d.h. für private Anbieter zu öffnen. Ähnliche Entwick-
lungen gibt es auf internationaler Ebene. Die Auseinandersetzungen um die Verhandlun-
gen zur Liberalisierung des internationalen Dienstleistungshandels (GATS) markieren hier 
den jüngsten Höhepunkt. 

Entgegen der gebetsmühlenartigen Versicherungen der Liberalisierungsbefürworter, dass 
günstige Preise und höhere Qualität der Dienstleistungen die Folgen von Liberalisierungen 
und Privatisierungen wären, zeigt eine von der AK Wien gemeinsam mit dem österreichi-
schen Städtebund beauftrage internationale Vergleichsstudie, dass diese Versprechungen 
einer eingehenden Überprüfung in der Regel nicht standhalten.1 Für die untersuchten Län-
der (Ö, UK, Wales, F, BRD, NL) gilt: weder hinsichtlich der Preise, der Kosteneffizienz oder 
der Qualität der Versorgung schneiden private Betreibersysteme besser ab als öffentliche 
Modelle. 

Trotz nunmehr vorhandener seriöser empirischer Studien verläuft die Debatte zur Frage 
der Liberalisierung und Privatisierung der öffentlichen Wasserversorgung aber weiterhin 
vornehmlich in einem hoch politisierten, von ideologisch Vorurteilen geprägten Stil. Das gilt 
auch und insbesondere für die öffentliche Auseinandersetzung um die Privatisierung der 
Wasserversorgung im bolivianischen Cochabamba. Dieses in den Jahren 1999-2000 
durchgeführte Privatisierungsexperiment im scheinbar so fernen Südamerika wird von den 
einen als exemplarisches Scheitern jedweder Privatisierungspolitik angeführt.2 Von der 

                                                 
1 Vgl. die Studie: Schönbäck et al, Intenationaler Vergleich der Siedlungswasserwirtschaft, Informationen zur Umweltpolitik der Bundes-

arbeitskammer (Nr. 153 Band 1 bis Band 5) Wien 2003 
2 Vgl. zB  Reimon, M/Felber, Chr.: Schwarzbuch Privatisierung. Was opfern wir dem freien Markt?, Wien, 2003, Kap. 4 



Seite der Befürworter privatisierter Wasserversorgung wird hingegen nach Kräften ver-
sucht, den „Mythos Cochabamba“ zu dekonstruieren.3

In dem hier zum ersten Mal in deutscher Sprache vorliegenden Dossier versucht der boli-
vianische Wirtschaftswissenschafter Hans Huber Abendroth einen differenzierteren Blick 
auf den Fall Cochabamba zu werfen. Detailreich und nüchtern beleuchtet er die Entste-
hungsgeschichte, die vertragliche Ausgestaltung der Privatisierung, den Gang der Erei-
gnisse und die damit verbundenen wirtschaftlichen und politischen Interessen sowohl auf 
Seiten der Befürworter als auch Gegner der Wasserprivatisierung. Auch wenn klar wird, 
dass die Privatisierung scheiterte, liegt das eigentliche Fazit seiner Analyse darin, dass es 
keine einfachen Lösungen für das Wasserversorgungsproblem in Cochabamba gibt. Co-
chabamba steht vielmehr für ein zweifaches Scheitern: das Versagen eines schlecht aus-
gestatteten und geführten, von internationalen Geberorganisationen abhängigen Staates, 
wie auch das Versagen eines von Multinationalen Konzernen dominierten und einem rabia-
ten Profitdenken unterworfenen Marktes. Der von Huber Abendroth angedeutete, aber 
noch recht steinige Ausweg aus diesem Dilemma liegt wohl nur in einer von allen beteilig-
ten Stakeholdern gemeinsam getragenen und langfristig angelegten Anstrengung zum 
Aufbau einer funktionierenden und universell verfügbaren, öffentlichen Wasserversorgung. 

 

Wolfgang Lauber, Werner Raza 
Bundesarbeitskammer 

 

 

  

 

 

                                                 
3 Vgl. Michael Prüller: Die nasse Hand, Die Presse (Spektrum), 23. August 2003 
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1. Die einstige Lage: Stets prekär4 

Mit einem Zugang zu Trink- und Abwasserversorgung von 72% bzw. 28% der Bevölkerung 
rangiert Bolivien auf diesem Gebiet unter den am schlechtesten versorgten Ländern in La-
teinamerika, wobei der Mangel in den ländlichen Gebieten besonders ausgeprägt ist (An-
gaben für 1998)5. Während nahezu das gesamte obere Fünftel der Bevölkerung (gemes-
sen am Einkommen) über einen Trinkwasserzugang verfügt, haben diesen nur 32% der 
ärmsten Einkommensbezieher; auf dem Lande erreicht die Versorgung nur 27% der Ein-
wohner6 . 

Es ist jetzt über sechzig Jahre her, dass die Stadt Cochabamba und ihr umliegendes Tal 
(viele ländliche Dorfgemeinden befinden sich hier) mit dem Problem einer unbefriedigen-
den Wasserversorgung für ihre Einwohner kämpfen. Das erste Netzwerk, 1928 errichtet, 
bezog sein Wasser aus Quellen im nordwestlichen Teil der Stadt. Um 1940 erwarb der 
Staat kleine Seen in den nahegelegenen Gebirgszügen nördlich der Stadt (Tunari) und 
investierte ein wenig in neue Infrastruktur, die aber die Bedürfnisse der Verbraucher nie 
wirklich zufrieden stellte. 

Von 1967 bis 1999 wurden Wasser- und Abwasserversorgung vom Servicio Municipal de 
Agua Potable y Alcantarillado (SEMAPA) bereitgestellt, bis 1971 ein dezentralisiertes staat-
liches Unternehmen: staatlich insofern als Haushalts-, Investitions- und Operationspläne 
von nationalen Behörden genehmigt wurden; dezentralisiert insoweit die städtische Regie-
rung die führende Rolle in Vorstand und Leitung des Unternehmens spielte. In jenem Jahr 
erhielt SEMAPA administrative, finanzielle, und Managementautonomie (mit eigenem Ver-
mögen), eine Organisationsstruktur die sich bis 1996 nicht verändern würde, als während 
der ersten Präsidentschaft von Sánchez de Lozada ein erster, allerdings dann abgebro-
chener Privatisierungsversuch gemacht wurde. 

In den 1970er Jahren spielte die Inter-Amerikanische Entwicklungsbank (englische Abkür-
zung: IDB) eine wichtige Rolle bei der Modernisierung des Wassersystems und der Was-
serversorgung von Cochabamba. Obwohl heute das physische Resultat jener Finanzie-
rung, führten die dürftigen technischen und administrativen Ergebnisse der mit diesen An-
strengungen verbundenen Projekte zur Aufgabe der Arbeiten seitens der (ausländischen) 
Firmen die sie ausgeführt hatten. An vielen Stellen wurde das neue Netzwerk nicht richtig 

                                                 
4 Das vorliegende Dokument stützt sich wesentlich auf eine Untersuchung von Tom Kruse (Kruse 2002), der persönlich seine Zustimmung 

dazu gab. Er stellte dem Verfasser eine wichtige Anzahl von Dokumenten über das Thema zur Verfügung, wofür ihm besonderer 
Dank gebührt. Während seines langjährigen Aufenthaltes in Cochabamba wurde Kruse zu einem hautnahen Beobachter des ganzen 
Privatisierungsprozesses von SEMAPA; er unterhielt ständigen Kontakt zu vielen Schlüsselakteuren auf beiden Seiten des „Krieges“. 

5 World Bank (1999), xxvi. 
6 Ebenda, 135. 
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mit dem alten verbunden, wobei Kontrolle und Gewißheit über den Verbleib einer bedeu-
tenden Wassermenge ein großes Problem darstellte. 

Mit der Institutionalisierung von SEMAPA gingen bestimmte Korruptionsformen in mehre-
ren internen Bereichen des Unternehmens einher (auf technischer, gewerkschaftlicher und 
Leitungsebene), welche erst in den 1990er Jahren politische Auswirkungen in Form einer 
größeren öffentlichen Betroffenheit zeitigten. 

Aufgrund einer stets zunehmenden, großen Nachfrage, beschränkter Ressourcen, geringer 
Leistungsfähigkeit, sowie einer dürftigen Infrastruktur um eine angemessene Wasser- und 
Abwasserversorgung zu gewährleisten, sind die tatsächlichen Unternehmensaktivitäten 
immer hinter ihren Zielen zurückgeblieben. 

Die Mängel des städtischen Wasserversorgungssystems von Cochabamba sind nicht un-
erheblich und vielfältiger Natur: die Wasserversorgung erreicht nicht alle Haushalte und 
jene die angeschlossen sind, werden nicht ständig versorgt. Fast kein Gebiet der Stadt hat 
permanent Wasser, viele nur einige Stunden pro Tag, andere nur einige Tage pro Woche. 
Einer Untersuchung von 1998 zufolge liegt die unbefriedigte Nachfrage bei 40% der mit 
dem städtischen Netz verbundenen Haushalte. Die Qualität des Wassers ist immer unbe-
friedigend gewesen und der Zugang dazu recht ungleich verteilt (dies schließt Ungleichhei-
ten sowohl unter denjenigen ein, die mit dem Netzwerk verbunden sind, als auch unter 
denjenigen die von anderen Formen der Versorgung abhängen). Dennoch, und trotz rapi-
dem Bevölkerungswachstum (siehe Zahlenangaben weiter unten), kann eine zunehmende 
Anzahl von Haushalten registriert werden, die von SEMAPA mit Wasser versorgt wird. In 
den letzten zwei Jahrzehnten hat das Unternehmen die „Produktion“ von Wasser mehr als 
verdoppelt. In letzter Zeit aber hängt SEMAPA in bedeutender und steigender Weise von 
unterirdischen Quellen ab (dies hat negative ökologische, besonders aber soziale und poli-
tische Konsequenzen zur Folge gehabt, wie noch zu zeigen sein wird). Andererseits geht 
über die Hälfte des ganzen Wassers aufgrund undichter Leitungen auf dem Weg zu den 
Haushalten verloren. 

Ein großer Teil des vom Unternehmen „produzierten“ Wassers wird statistisch nicht erfaßt, 
das heißt, es geht verloren oder wird nicht gemessen. 1999 hatten nur 70% der Hausan-
schlüsse einen Wasserzähler, und nur 63% der gesamten Anschlüsse. Nur grobe Schät-
zungen werden von SEMAPA über den Verbrauch der Verbleibenden mehr als 20.000 An-
schlüsse angestellt. Schlecht kalibrierte Wasseruhren, geheime Anschlüsse und Leitungs-
fugen in einer abgenutzten Infrastruktur bewirken einen „Verlust“ des von SEMAPA „produ-
zierten“ Wassers in Höhe von ca. 50%. 

Die Bevölkerung von Cochabamba (75.000 in 1950; 414.000 in 1992; 517.000 in 2001), 
bezieht ihr Wasser aus einer Vielfalt von Quellen, und dies auf ganz verschiedene Weise. 
Die Kombination von schnellem und unorganisiertem Bevölkerungszuwachs und der offen-
sichtlichen Unfähigkeit eine zentrale Lösung zu finden, hat einer Vielfalt von individuellen 
und kollektiven, kommerziellen und gemeinnützigen Initiativen, die einen Zugang zum täg-
lich benötigten Wasser suchen, den Weg geebnet. Unregelmäßiges Messen, ungenügende 
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Versorgung und in Eigenregie durchgeführte Maßnahmen um das Grundbedürfnis an 
Wasser zu befriedigen, haben eine komplexe Situation geschaffen. Ein eindeutiges Ergeb-
nis davon ist, dass die ärmeren Konsumenten mehr fürs Wasser bezahlen. Carmen Ledo 
hat gezeigt, dass das ganze Wasserversorgungssystem der Stadt hauptsächlich die Armen 
benachteiligt: sie zahlen mehr, konsumieren weniger und von niedrigerer Qualität, und ha-
ben weniger Zugang zu Wasser. Zusammengenommen ist all dies auch der öffentlichen 
Gesundheit abträglich (Vgl. Ledo 1994). 

Diese Situation führte zu der Herausbildung mehrerer selbstentwickelter und -organisierter 
Wasserbeschaffungs- und Verteilungssysteme. Es ist geschätzt worden, dass ca. 20% des 
Trinkwassers der Stadt die Verbraucher über diese Systeme erreicht. Hauptsächlich aus 
den armen Stadtgebieten stammend, gründeten die Besitzer, Betreiber und Nutznießer 
jener Systeme kleine Organisationen, um ihre Interessen zu verteidigen. 

Unter Boliviens drei wichtigsten Städten verfügt Cochabamba über die schlechteste Was-
ser- und Abwasserversorgung; dies bezieht sich auch auf Qualität, Versorgungsfrequenz 
und Ungleichheit in bezug auf den Zugang. Einen Überblick über Art und Ausmaß der 
Wasseranschlüsse in den genannten Städten zeigt Tabelle 1. 

Tabelle 1: Anschlußtyp in den wichtigsten Städten, 2000-2001 
(in % der Gesamtanzahl der Anschlüsse)

 Cochabamba La Paz Santa Cruz 

Privater Leitungsanschluß 78,8 55,0 98,4 

Leitung in umliegender 
Nachbarschaft oder öffentli-
cher Trinkbrunnen 

2,1 5,3 0,3 

Leitung außer Haus oder 
Privatbrunnen 

1,8 37,6 0,4 

Mobile Wasserlieferanten 16,4 0,3 0,0 

Fluß, See, Springbrunnen 0,1 1,4 0,0 

Quelle: Kruse (2002), 16. Die Angaben basieren auf mehreren offiziellen Statistiken. 

 

Die Angaben für Cochabamba sind besonders irreführend: während viele Familien an das 
städtische Netzwerk angeschlossen sind, hängt offiziell eine von sechs Familien von einem 
mobilen Wasserlieferanten ab, wobei die Dunkelziffer der von diesen „aguateros“ abhängi-
gen Familien weit höher liegt. Das von diesen gelieferte Wasser ist zudem teurer und von 
geringerer Qualität. Die Tabelle verschleiert auch die Tatsache, dass das aus Hausleitun-
gen fließende Wasser oft von Privatbrunnen stammt und/oder von Genossenschaften be-
reitgestellt wird. 
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Versorgungsgrad 

In Zahlen umgesetzt sehen die eben genannten kritischen Aspekte wie folgt aus 

Tabelle 2: Haushalte und Wasserversorgung durch SEMAPA in Cochabamba, 
1976 und 1992 

 1976 % 1992 % 

Leitungsanschluß 24.965 57,5 61.811 69,4 

Keine Versorgung 18.452 42,5 27.254 30,6 

Haushalte (gesamt) 43.417  89.065  

Quelle: Ledo (1994), 32. Angaben basieren auf offiziellen Statistiken. 

 

Qualität 

Ein Jahrzehnt nach Annahme der Wasserstandards der Weltgesundheitsorganisation ist 
das in Bolivien konsumierte Wasser immer noch von einer dürftigen Qualität; die wichtig-
sten Städte (La Paz, Cochabamba und Santa Cruz) haben diese Standards in 2002 immer 
noch nicht erreicht. Dies schuldet sich vor allem Problemen der Wasseraufbereitung. 

 

Megaprojekte und Politik 

Schließlich müssen in diesem Abschnitt die Politisierung des Wassers und zwei multidi-
mensionale, auf die Bewältigung der Wasserprobleme von Cochabamba zielende Mega-
projekte7 erwähnt werden. Seit langem – wie bereits angemerkt seit ca. sechs Jahrzehnten 
– ist die adäquate Wasserversorgung ein wichtiges, wenn nicht das politische Hauptthema 
der Stadt. Beide Faktoren trugen zum „Wasserkrieg“ ("Guerra del agua" oder "Guerra por 
el agua") im Jahr 2000 bei, und im Zentrum beider stand die Frage nach den Wasserquel-
len. Während eine endgültige Entscheidung darüber, welches Megaprojekt den Vorzug 
bekommen sollte aufgrund abweichender, tiefsitzender politischer und wirtschaftlicher In-
teressen nie zustande kam, konnten die auf mehr Wasser angewiesen Verbraucher nicht 
ewig auf einen Beschluß warten. 

Zwischen 1967 und 1999 bohrte SEMAPA 72 tiefe Brunnen, die Anlass zu ernsten Konflik-
ten zwischen der städtischen Bevölkerung und den ländlichen Gemeinden gaben, wo die 
Brunnen gemacht wurden. Das Problem dieses Verfahrens liegt in der Filtrationsgefahr 
zwischen unterirdischen wasserführenden Schichten (Durchlöcherungen, die Gleichge-
wichtsstörungen in den ökologischen und landwirtschaftlichen Systemen verursachen kön-
                                                 
7 Projekt A: Das nahegelegene Einzugsgebiet des Misicuni-Flusses in den östlichen Anden; Projekt B: der Corani-Damm, ca. 30 Kilome-

ter von der Stadt entfernt, der die Region mit Energie versorgt. Beide stellen potentielle wasserspendende Quellen für Cochabamba 
dar. Das Misicuni-Projekt stammt aus den 1940er Jahren und wird multidimensional genannt, weil es Wasser für den menschlichen 
Verbrauch, Landbewässerung und Elektrizität umfasst. 
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nen). Nach der Bohrung einiger Brunnen in der ersten Präsidentschaft General Banzers 
(Militärdiktatur zwischen 1971 und 1978) wurden in der Tat Filtrationsprobleme bestätigt; 
die Bohraktivitäten wurden jedoch vom dem in jenem Kontext ins Leben gerufene Comité 
de Defensa de los Recursos Hídricos (Komitee zur Verteidigung der Wasserressourcen) 
erfolgreich gestoppt. Ähnliche Probleme ergaben sich in den 1990er Jahren im Rahmen 
ständiger Dürren im Tal. Diesmal waren die Gegner jener Aktivitäten weniger erfolgreich, 
sie konnten sie nicht beendigen: Zentralregierung, lokale Behörden und andere Interes-
senvertreter schafften es mit einigen Brunnenbohrungen zu beginnen, indem sie auf be-
waffnete Gewalt gegen die Bauern rekurrierten. 

Im Gegensatz zum „Wasserkrieg“ konfrontierte der "Brunnenkrieg" ("Guerra de los pozos") 
Stadt und Land um die Kontrolle und Bewirtschaftungsform des Wassers. Die Federación 
Departamental Cochabambina de Organizaciones de Regantes (FEDECOR), ein Schlüs-
selakteur im „Wasserkrieg“ des Jahres 2000, entstand aus diesen früheren Konflikten und 
bildete das Hauptventil für den Protest der ländlichen Ortsgemeinden im Umkreis der 
Stadt. FEDECOR bildete das Rückgrat der späteren Coordinadora del Agua (Kurzform), 
die Hauptakteurin im „Wasserkrieg“ von 2000 auf Seiten des Widerstands werden sollte. 

B u n d e s a r b e i t s k a m m e r    5  





 

2. Der Weg zur Privatisierung von 
SEMAPA 

Um 1994, bereits im Kontext der zweiten Generation struktureller Reformen in Bolivien, 
unter ihnen die „Kapitalisierung“, d.h. Teilprivatisierung von Staatsunternehmen, machte 
die Weltbank die Gewährung neuer Kredite von der Privatisierung von SEMAPA abhängig 
(das Unternehmen schuldete der Bank US$ 14 Millionen). Mit dem allmählichen Bedeu-
tungsverlust der Elektrizitätskomponente des Misicuni-Projektes mußte seine Durchführ-
barkeit notwendigerweise von seiner Eignung als Lieferant von Trinkwasser und für die 
landwirtschaftliche Bewässerung abhängen. Anders ausgedrückt, SEMAPA wurde lang-
sam zum Angelpunkt des ganzen Geschäfts. 

Mit der Ausbreitung des von den internationalen Finanzinstitutionen vertretenen neuen 
Kredos vergrößerte sich das relevante politische und wirtschaftliche Umfeld um multilatera-
le Organisationen, die, im Gegensatz zu früheren Zeiten, nun eher private Unternehmun-
gen begünstigten. In der Tat sollte später ein internationaler Konzern die Betriebskonzessi-
on für SEMAPA erhalten. 

Die Genehmigung für die Privatisierung kam 1998 in Banzers zweiter Regierungsamtszeit 
(1997-2001); dieses Mal kam der General im Rahmen allgemeiner Präsidentschaftswahlen 
an die Macht, und zwar mit der von ihm in den späten siebziger Jahren gegründeten Partei 
Acción Democrática Nacionalista (ADN). Manfred Reyes Villa (Bürgermeister von Cocha-
bamba, Präsident von SEMAPA; seine Partei, Nueva Fuerza Republicana (NFR), wurde 
Mitglied der Regierungskoalition) und Banzer verkündeten ihre feste Absicht, das Misicuni-
Projekt zu verwirklichen insbesondere um endlich das Wasserproblem der Stadt zu lösen. 
Auf besondere Empfehlung der französischen Banque Paribas wurde das Schicksal des 
Projekts jetzt an die Privatisierung von SEMAPA geknüpft. Diese Bank wurde angeheuert 
um die terms of reference für die zweite internationale Ausschreibung von Misicuni8 und 
SEMAPA auszuarbeiten. Dabei wurde die Rolle der Privatwirtschaft betont, ein Geschäft in 
der Form einer Konzession angepeilt (auf vierzig Jahre); die Finanzierung sollte wie fast 
immer in Bolivien, aus dem Ausland kommen; beim Konzessionär sollte es sich um ein 
großes, international in den Bereichen Trinkwasser und Landbewässerung operierendes 
Unternehmen handeln; zwei Preiserhöhungen von je 20% wurden festgelegt: eine für den 
Anfang, und eine weitere zum Zeitpunkt des Eintritts des Projektes in die kommerzielle 
Phase. 

                                                 
8 Seit Mitte der neunziger Jahre dreht sich die Wasserfrage in Cochabamba um zwei Alternativen: a) Misicuni (favorisiert von der Partei 

des Bürgermeisters Manfred Reyes Villa und den lokalen Eliten), und b) Corani (bevorzugt von der Partei des damaligen Präsidenten 
Sánchez de Lozada, dem Movimiento Nacionalista Revolucionario, bzw. MNR, und der Weltbank). Die erste und misslungene Aus-
schreibung von SEMAPA fand in den letzten Monaten von Sánchez de Lozadas erster Präsidentschaft statt (April 1997). In der Aus-
schreibung wurde der Corani-Damm als Hauptbezugsquelle bestimmt. 
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Da die Ausschreibung auf mangelndes Interesse stieß (es gingen keine Angebote ein), riet 
die Banque Paribas zu Änderungen im Sinne einer Bevorzugung der Trinkwasserkompo-
nente zulasten der anderen Bestandteile. Aber auch die dritte Ausschreibung Anfang 1999 
erregte nicht viel Aufmerksamkeit: zehn Interessenten erwarben die terms of reference und 
nur ein Unternehmen machte ein Angebot: Aguas del Tunari. Also mußte das Angebot 
ausgeschlagen werden. Das Angebot mußte ausgeschlagen werden, weil die bolivianische 
Gesetzgebung festlegt, dass in solchen Fällen mindestens drei Angebote eingehen müs-
sen. Besorgt, aus dieser ausweglosen Situation herauszukommen, und sich auf das Dekret 
stützend, das das Angebot zurückwies, stellte die Regierung Banzer eine Verhandlungs-
kommission (Comisión de Negociación) auf die Beine um die Ausschreibung innerhalb von 
fünfundvierzig Tagen zu prüfen und zu verhandeln. Die Kommission setzte sich aus fol-
genden Parteien zusammen: einem Regierungsvertreter; dem Bürgermeister der Stadt 
Cochabamba; dem Präfekten des gleichnamigen Departements; den jeweiligen Oberauf-
sichtsbeamten für Wasser und für Elektrizität (Superintendente de Aguas; Superintendente 
de Electricidad), und den jeweiligen Präsidenten von Misicuni (der Misicuni-Gesellschaft, 
bzw. Empresa Misicuni) und SEMAPA. Anders ausgedrückt – und dabei bolivianische Aus-
schreibungsbestimmungen – verletzend, autorisierte die Regierung direkte Verhandlungen 
mit Aguas del Tunari seitens der Wasseroberaufsichtsbehörde und dem Vorstand von  
SEMAPA. 

Unserer Hauptquelle zufolge (vgl. Fußnote 1) befand sich die bolivianische Regierung in 
einer äußerst schwachen Verhandlungsposition. Sie versuchte wenigstens einen Teil von 
Misicuni zu retten und einen Konzessionsvertrag unter Dach und Fach zu bekommen. Wie 
jedoch eine Angestellte einer der verhandelnden Oberaufsichtsbehörden (superintendenci-
as) später inoffiziell bestätigte, ging der Verhandlungsprozess (April bis Juni 1999) kaum 
auf die terms of reference ein, sondern folgte einer von Aguas del Tunari entworfenen und 
der Kommission auferlegten Verhandlungsagenda. 

Die wirtschaftliche Durchführbarkeit der ganzen Transaktion beruhte nun vorwiegend auf 
dem Wassergeschäft. Öffentliche Geldmittel für Investitionen in “Produktion" und Verteilung 
waren nicht zur Hand, weil erwartet wurde, dass die Kosten vom Verbraucher getragen 
werden sollten. Obgleich sie wegen seiner wirtschaftlichen Undurchführbarkeit das Misicu-
ni-Projekt ablehnte, trat die Weltbank entschieden gegen jede Art der Subventionierung der 
Wassertarife auf und bestand auf dem Prinzip der Vollkostendeckung9. 

Der zweitwichtigste Antriebsfaktor des Konfliktes war die Verabschiedung von Gesetz 
2029, oder Ley de Agua Potable y Alcantarillado Sanitario vom 9. Dezember 1999, das 
insbesondere auf den Widerstand von FEDECOR stieß. Dessen Hauptanliegen war zum 
einen die Verteidigung der vielfältigen, traditionellen Wasserbewirtschaftungssysteme der 
Gegend, und zweitens der Widerstand gegen ein Wasserbewirtschaftungsmodell, in dem 
Wasser nur noch als wirtschaftliches Gut fungieren sollte. 

                                                 
9 World Bank (1999), executive summary und S. 152. 
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Die internationalen Finanzorganisationen spielten eine wichtige Rolle beim Entwurf des 
Gesetzes, besonders die Inter-Amerikanische Entwicklungsbank. Dieses privilegierte die 
Schaffung monopolistischer Konzessionsgebiete für eine Bewirtschaftung seitens großer 
Betreiber – diese erhielten Konzessionen für die Dauer von vierzig Jahren – und benachtei-
ligte kleine Betreiber mit einer Konzessionserteilung von nur fünf Jahren. Obwohl die Tari-
fe, wie es ausdrücklich darlegte, gesellschaftliche Aspekte berücksichtigen sollten (z.B. 
Solidarität und Umverteilung), wurde das Gesetz eindeutig nach Marktprinzipien entworfen 
(z.B. Vollkostendeckung). Eine weiterer, besonders aus der Perspektive der Bauernorgani-
sationen problematischer Aspekt des Gesetzes war die darin festgeschriebene Indexierung 
des Tarifes an den US-Dollar und das Fehlen jedweder sozialen Kontrolle der Struktur und 
Berechnung desselben. Zudem hatten sie die Idee einer Wasseroberaufsichtsbehörde 
ausdrücklich abgelehnt. Von der Weltbank wegen ihrer politischen Unabhängigkeit, finan-
ziellen und administrativen Autonomie, hohen technischen Leistungsfähigkeit10 , usw. un-
terstützt, wurde eine solche Behörde mit dem Gesetz – wenn auch nur auf vorübergehende 
Weise – ins Leben gerufen. Sie war als einzige Institution berechtigt, Konzessionen und 
Lizenzen auf dem Gebiet der Wasserversorgung zu gewähren. 

Wenn man davon ausgeht, dass die Weltbank normative Instrumente und regulatorische 
Rahmenbedingungen mitentwickelt und finanziert, sowie Privatisierungsbestrebungen in 
Bolivien gefördert hat, darunter viele im Zusammenhang mit der Wasserwirtschaft, so er-
scheint es durchaus plausibel anzunehmen, dass sie gleichsam natürlich eine an deren 
Erfolg interessierte Partei war. IDB und Weltbank haben tatsächlich in der ganzen Wasser-
affäre von Cochabamba eine Rolle gespielt, aber nicht nur bei den Wasserproblemen die-
ser einen bolivianischen Stadt. Wie erwähnt, machte letztere die weitere Kreditvergabe an 
SEMAPA von dessen Privatisierung abhängig (dies bereits seit 1996); sie betreute minde-
stens sieben projektgebundene Kredite, welche die Förderung, den Schutz und die Regu-
lierung von Privatisierungsinitiativen zum Ziel hatten und von denen zwei eigens die Not-
wendigkeit erwähnten, SEMAPA in private Hände zu überführen; sie machte, zusammen 
mit dem Internationalen Währungsfonds und der Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank, 
den Erlaß eines beträchtlichen Anteils der bolivianischen Auslandschulden von der Privati-
sierung SEMAPAs abhängig; sie lehnte das Misicuni-Projekt wegen seiner Undurchführ-
barkeit und Kostspieligkeit ab, bestand aber gleichzeitig darauf, dass die Last desselben 
dem Verbraucher aufgebürdet wurde; sie unterstützte, wiederum zusammen mit der Inter-
Amerikanischen Entwicklungsbank, die Formulierung und Verabschiedung von Gesetz 
2029 und wurde sogar Aktionär bei Aguas del Illimani, der privatisierten Wasserversor-
gungsgesellschaft aus La Paz (ehedem SAMAPA). Anders formuliert: auch wenn die Welt-
bank das Misicuni-Projekt als solches ablehnte und sich später von den Ergebnissen der 
Privatisierung von SEMAPA distanzierte, sowohl von der Art und Weise und besonders von 
der Tariferhöhung, so war die Bank zweifelsohne ein entschiedener Befürworter der Priva-
tisierung der Wasserwirtschaft in Bolivien.

                                                 
10 Nahen Beobachtern zufolge stellten sich all diese Tugenden als unzutreffend heraus, wie die spätere Entwicklung zeigte. 
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3. Statt Wasser zu bewirtschaften, bloß 
abgewirtschaftet: Das Konsortium 
Aguas del Tunari  

Zwischen der Aufnahme der Verhandlungen und dem Beginn seiner Geschäftstätigkeit in 
Bolivien, fanden einige Änderungen in der finanziellen Struktur des Wasserkonsortiums 
statt; die Anfangskonstellation zeigt Abbildung 111 . 

Abbildung 1:  Beteiligungsstruktur von International Water (Aguas del Tunari)  
Limited (Erstaktionäre)12

 

 
Edison S.p.A. (Italien) 

50% IWL 
 

 

Bechtel Enterprises Holdings, Inc. (USA)
50% IWL 

 
 

International Water Limited 
(Vereinigtes Königreich; später Niederlande)

55% AdT 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

International Water 
(Aguas del Tunari) 
Limited (Grand Cayma

Rivestar International 
S.A. (Uruguay)25% AdT 

 

Quelle: Außer für den oberen Teil der Abbildung: Konzessionsvertrag  

                                                 
11 Zu weiteren Einzelheiten siehe Kruse (2002), 31-32. Später beteiligte sich Abengoa S:A. (Sp

Nach Abbildung 1 zu urteilen, kann es sich dabei wohl nur um den Anteil von Rivestar S.A
12 AdT = International Water (Aguas del Tunari) Limited. 

B u
Bolivian partners
Sociedad Boliviana de Cemento 
S.A. – 5% AdT 

ICE Agua y Energía  
S.A. - 5 % AdT 

Constructora Petricevic  
S.A. - 5% AdT 

Compañía Boliviana de Energía
S.R.L. – 5% AdT 

anien) mit einem Anteil von 25% an AdT. 
. handeln. 
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Bei International Water (IWL) handelt es sich um ein Unternehmen13 das weltweit versucht, 
Wasser- und Abwasserversorgungsmärkte zu erobern. Offenbar wurde es im Dezember 
1999 von Bechtel Enterprises Holdings, Inc. (eine der größten, global operierenden Ingeni-
eurs-, Bau-, und Projektmanagementfirmen mit Sitz in Kalifornien) und Edison S.p.A. (Itali-
ens größtes Energieversorgungs-, und ein an die Group Montedison angeschlossenes in-
ternationales Unternehmen) gegründet. Eine ihrer vielen Tochtergesellschaften ist Interna-
tional Water (Aguas del Tunari) Limited. Bei Aufnahme ihrer Tätigkeit in Bolivien (1. De-
zember 1999) war Aguas del Tunari gesetzlich eine niederländische „Briefkastenfirma“, 
kontrolliert von US- und italienischem Kapital (wobei das US-amerikanische die Hauptrolle 
spielte), geführt von englischen Managern, und gemeinsam mit spanischen, italienischen 
und bolivianischen Firmen operierend. 

Im Hinblick auf das Wassermanagement der Gesellschaft, und in Anbetracht dessen, dass 
Aguas del Tunari sich bereits nach nur ca. vier Monaten Tätigkeit von der Stadt verab-
schieden mußte, so muß wohl festgestellt werden, dass nicht viel Zeit für eine wirkliche 
Entfaltung eines solchen Managements zur Verfügung gestanden hat. Es scheint, dass nur 
zwei Maßnahmen in diesem Sinne aufgefaßt werden können: die Tariferhöhung und eine 
bescheidene Investitionstätigkeit (nach Angaben des bolivianischen Ministers für Außen-
handel und Investitionen, nicht mehr als eine Million US-Dollar. Wenn man ausschließlich 
von der recht feindlichen, in der Stadt während der kurzen Aktivitätsperiode des Unterneh-
mens vorherrschenden Atmosphäre ausgeht, so stellt dies wahrscheinlich keine Überra-
schung dar. In Anbetracht der gesamten verfügbaren Information sieht es eher so aus als 
ob der Konzessionär seine Investitionen fast ausschließlich über Preiserhöhungen zu fi-
nanzieren plante. 

                                                 
13 Aufgrund der freundlicheren Steuergesetzgebung in den Niederlanden und der von den vielen bilateralen Investitionsabkommen dieses 

Landes gewährten Sicherheit, wurde IWL dort als “Briefkastenfirma” registriert; das Investitionsabkommen der Niederlande mit Bo-
livien stammt aus dem Jahr 1992. 
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4. Die Bedingungen des 
Konzessionsvertrages 

Wegen seiner Vertraulichkeitsbestimmungen (Klauseln 24.3.1 bis 24.3.3), waren es erst 
die öffentlichen Proteste, die die Bedingungen des Vertrages der Öffentlichkeit allmählich 
bekannt machten. Er beinhaltete vier Geschäftsbereiche: i) Trink- und Abwasserversor-
gung; ii) Stromerzeugung (samt des dazu notwendigen Wassers); iii) das Vermögen von 
SEMAPA, und iv) eine Anzahl Vermögensanteile von Misicuni14. 

Kruse paraphrasierend, schuf der Konzessionsvertrag praktisch einen privaten Markt für 
unbehandeltes Wasser, der Hunderte von örtlichen Wassersystemen ignorierte und aus 
einem öffentlichen und politischen Anliegen ersten Ranges beinahe ein Geheimnis zu ma-
chen drohte. 

Wie von der Banque Paribas empfohlen, wurde das ganze Projekt auf einen Bruchteil sei-
ner ursprünglichen Größe reduziert – und sogar noch mehr während der Verhandlungen 
zwischen Aguas del Tunari und der bereits genannten, von der Regierung aufgestellten 
Kommission. Der Damm und damit auch das für Trinkwasser und Bewässerung verfügbare 
Wasservolumen wurde verkleinert; der Bewässerungskanal wurde gestrichen; die elektri-
sche Stromerzeugung um zwei Drittel verringert. Da eine Analyse der vier Teilgeschäfte 
den Rahmen dieses Dossiers sprengen würde, soll das Augenmerk strikt auf die mit der 
Wasserbewirtschaftung zusammenhängenden Probleme gerichtet werden, genauer noch 
auf den Kern des ganzen Unterfangens, die Trinkwasserversorgung. Öffentlichen Anstoß 
erregten besonders folgende Bedingungen: 

Der Vertrag (unterzeichnet von Aguas del Tunari S.A. und der Superintendencia de Aguas) 
legte eine Exklusivkonzession für die öffentliche Trink- und Abwasserversorgung fest (Ka-
pitel II, Klausel 14 und Unterabteilungen), welche die Lagerung, sowie Transport, Vertei-
lung und Absatz im aufgeführten Konzessionsgebiet einschloß. Letzteres umfaßte die gan-
ze Stadtgemeinde Cochabamba außer den über 2,750 Metern liegenden Gebieten (Klausel 
15). 

Eine Hauptpflicht des Konzessionärs war die Verwirklichung der Wasserkomponente des 
Misicuni-Projektes, aber die endgültigen Dimensionen, technischen Spezifikationen und 
Kosten(!) jener Arbeiten sollten erst nach ausführlicher Analyse definiert werden (Klausel 
12.1.1). Außerdem hing die Konstruktion wichtiger Infrastrukturelemente dieser Komponen-
te (Hauptdamm und mit ihm zusammenhängende Arbeiten) von Seiten des Konzessionärs 
von der Zusage einer von ihm zu beschaffenden, bedingungslosen und akzeptablen finan-

                                                 
14 Das Unternehmen mit dem gleichen Namen wie das Projektes wurde 1987 von der bolivianischen Regierung gegründet und war für 

dessen Verwirklichung verantwortlich. 
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ziellen Verpflichtung von nicht weniger als 50% der Gesamtinvestition ab, welche nicht 
durch das Eigenkapital der Aktionäre garantiert werden durfte (Klausel 12.2.1)! 

Ein weiterer, entscheidender Aspekt der auf Widerstand stieß, als er in die Öffentlichkeit 
gelangte, war der mit Aguas del Tunari vereinbarte Finanzierungsmechanismus für die wei-
tere Ausdehnung15 der Wasserversorgung. Ein Versorgungsgrad von 100% sollte in nicht 
mehr als 36 Jahren erreicht werden (Klausel 18.3.2). Der Konzessionär konnte die Expan-
sionsziele ab dem zweiten Jahrfünft ablehnen, falls die Tarifrevision eine Tariferhöhung 
von mehr als 25% ergeben sollte, welche ausschließlich den neuen Wachstumszielen ge-
schuldet war (neue Expansionsziele waren nach jeder Fünfjahresperiode festzulegen; 
Klausel 18.3.2). Dies erklärt sich durch die Tatsache, dass das Vorrecht der Festlegung der 
Expansionsziele in den Händen der Wasseroberaufsichtsbehörde lag, die gezwungen war 
jene Ziele zu revidieren, falls eine Tariferhöhung von mehr als 25% ein Ergebnis der Tarif-
revision sein sollte, wie im vorausgehenden Satz erwähnt. Die Gründe für mögliche Ko-
stenerhöhungen wurden nicht spezifiziert. 

Nicht zuletzt war da die Frage der Preisgestaltung. Wie bis hierher festgestellt werden 
kann, entzündete sich der Wasserkonflikt in Cochabamba nicht bloß an der Frage der Ta-
riferhöhungen, wie viele Betrachter immer noch meinen, sie stellte jedoch ohne Zweifel 
seine Hauptmotivation dar. 

Kruse zufolge kann das Prinzip der Vollkostendeckung, auf dem die Weltbank bestand, 
ohne weiteres durch den ganzen Vertrag verfolgt werden, z.B. in den Klauseln 4.7 (von 
anderen Aktivitätsbereichen der Gesellschaft abgeleitete Quersubventionen nicht erlaubt; 
d.h. Elektrizität, Bewässerung, usw.) und 4.5.1 (Aufzählung der historischen Werte aller 
Parameter – d.h. Kosten – des finanziellen Modells). Überdies verhandelte Aguas del Tu-
nari eine Gewinnspanne von 15 bis 17% (Minimum bzw. Maximum) aus, recht beträchtlich 
im Vergleich zu der in den Vereinigten Staaten vorherrschenden Spanne von 2 bis 5% im 
öffentlichen Dienstleistungssektor. Außerdem wurden alle Tarife preislich an den US-Dollar 
indexiert und an die Abwertung dieser Währung angepaßt (Richtlinie: US Consumer Price 
Index). Exorbitant waren die für einen neuen Anschluß fixierten Kosten (bis zu US$ 450 in 
einem Land mit einem jährlichen Pro-Kopf-Einkommen von ca. US$ 1.000). Gebühren für 
Wasserabschaltung und Wiederanschluß wurden auf US$ 14,64 festgesetzt (exklusive 
etwaiger angelaufener Zinsen und Wechselkursschwankungen); diese müssen für bolivia-
nische Verhältnisse als recht hoch eingestuft werden (Klausel 1.4). In Tabelle 3 wird eine 
Zusammenfassung des Wassertarifsystems wiedergegeben (Klausel 2.1.2, Tabelle 1). 

Der Vertrag legt fest, dass die Regulierungskosten (tasa de regulación; siehe Fußnote c in 
Tabelle 3), nicht vom Verbraucher getragen werden sollte, erläutert aber nicht wie dies 
verhindert werden könnte. 

 

                                                 
15 Nicht mit der im vorigen Absatz erwähnten Infrastruktur zu verwechseln. 
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Tabelle 3:  Zusammenfassung des Tarifsystems in Abhängigkeit vom monatlichen 
Trinkwasserverbrauch (in m3 und US$ a) 

Klasse Grund-
gebühr b

 13-25 m3 26-50m3 51-100m3 101-150m3 > 150m3

Wohngegend 1 1.80 c  0.153 0.180 0.271 0.361 0.379 

Wohngegend 2 3.02  0.288 0.307 0.326 0.361 0.379 

Wohngegend 3 4.85  0.394 0.422 0.432 0.538 0.541 

Wohngegend 4 8.64  0.518 0.557 0.624 0.768 0.768 

Klasse Grund-
gebühr b

13-50 m3 51-100m3 101-150m3 151-250m3 251-400m3 > 400m3

Gewerbliche 11.73 0.812 0.902 0.993 1.083 1.274 1.403 

Besondere 
gewerbliche 

13.54 0.812 0.902 0.993 1.083 1.274 1.403 

Industrielle 9.75 0.713 0.812 0.857 0.895 0.983 1.080 

Präferentielle 5.05 0.226 0.271 0.316 0.361 0.406 0.406 

Öffentliche 8.12 0.361 0.451 0.541 0.632 0.722 0.794 

 
a) US$ bei Datum der Unterzeichnung, d.h., 3. September 1999. Angaben wurden nicht von Bs. 

in US$ umgerechnet: der Tarif wurde in US-Währung fixiert. 

b) Die ersten zwölf Kubikmeter eingeschlossen. 

c) Sämtliche Tarifsätze enthalten 13% MwSt. (berechnet auf die Gesamtsumme) und einen vom Konzessionär zu tragen-
den Regulierungssatz von 3% (berechnet auf die gesamten Jahreseinnahmen abzüglich indirekter Steuern; diese Abga-
be stellt das Einkommen der Wasseroberaufsichtsbehörde dar). Die erste Tarifanpassung sollte ein Jahr nach dem An-
fangsdatum („Fecha de inicio“) in Kraft treten (wahrscheinlich war mit „Anfangsdatum“ der erste Tag der Tätigkeits-
aufnahme gemeint). 

Allgemeine Anmerkung: Die Sätze steigen mit zunehmender Kubikmeteranzahl um den verschwenderischen Verbrauch zu 
bestrafen und um eine Quersubventionspolitik zu erlauben. Gewerblicher und industrieller Verbrauch ist teurer, weil er 
als höher vorausgesetzt wird (er erlaubt eine Quersubventionspolitik) und weil er eine höhere Inanspruchnahme von 
Abwasserentsorgungsdiensten einschließt. Dieser Tarif beinhaltet bereits, je nach Tarifklasse, einen Preisanstieg von 
zwischen 17 und 150% im Vergleich zum davor gültigen von SEMAPA (mündliche Mitteilung einer Angestellten des 
in Cochabamba ansässigen Centro Andino para la Gestión y Uso del Agua). 

 

Im Hinblick auf die Frage der Tariferhöhungen (vor Beginn irgendwelcher Verbesserungs-
arbeiten am System!) stimmten alle Parteien darin überein, dass die Preise wirklich gestie-
gen waren, wichen jedoch ganz erheblich in bezug auf das Ausmaß des Anstiegs vonein-
ander ab. Während Unternehmen und Aufsichtsbehörden von einem Durchschnitt von 35% 
sprachen – dies entspricht dem tatsächlichen, von der erwähnten Comisión de Negocia-
ción genehmigten und zu Konzessionsbeginn anzuwendenden Prozentsatz16) – reflektier-
ten einzelne Klagen ganzer Scharen von Verbrauchern, die ihre Rechnungen zur Coordi-
nadora del Agua (eine im Oktober 1999 im Kontext des Privatisierungsprozesses gebore-
ne, Basisorganisation) gebracht hatten, Steigerungen von bis zu 300% (siehe die allgemei-
ne Anmerkung in Tabelle 3). 

                                                 
16 Eine weitere, 20%ige Erhöhung wurde im voraus für die Zeit genehmigt, wenn Misicuni in die kommerzielle Phase eintreten sollte. 
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Angesichts solcher Tatsachen waren öffentliche Enttäuschung und Erregung mannigfach; 
die Anhänger des multidimensionalen Misicuni-Projektes sahen ihre Erwartungen schmerz-
lich schrumpfen: die regantes ("Bewässerer") vermißten ihren Landbewässerungskanal 
und fürchteten um ihre traditionellen Wasserbewirtschaftungssysteme; die vielen örtlichen 
Wasserversorgungsvereinigungen, die schon Jahrzehnte parallel zu SEMAPA agiert hat-
ten, bangten um ihre Einkommensquellen; die Verbraucher (quer durch alle gesellschaftli-
chen Schichten) protestierten gegen die Tariferhöhungen; Stadt- und Zentralregierung 
stießen auf heftigen Widerstand in der Bevölkerung; Bechtel beschuldigte die örtlichen und 
nationalen Politiker der „Misicuni-Besessenheit“ und meinte, dass die Tariferhöhung der 
dafür zu bezahlende Preis gewesen sei. 
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5. Schlüsselakteure, Politik, der Weg in 
den “Krieg” und die “Schlachten” von 
Januar bis April 2000 – 
Kurzdarstellung der Ereignisse 

Der Streit begann Ende 1999, wobei zwei Ereignisse seinen Anfang markierten: die Unter-
zeichnung des Konzessionsvertrages Anfang September (von dem fast nichts in die Öffent-
lichkeit gelangte), und die Verabschiedung von Gesetz 2029 am 21. Oktober; seine Ver-
lautbarung fand, wie erwähnt, im Dezember statt. 

Angesichts der besonderen Umstände des Falles von Cochabamba, wirkte sich eine Ex-
klusivkonzession dieser Art selbstverständlich auf die Interessen der betroffenen Parteien 
aus, unter anderem jener der selbst organisierten Wasserversorgungsvereinigungen der 
Stadt. Wie angegeben, bewältigten diese ca. 20% der Versorgung, ein Grund für die Rolle, 
die sie in der Widerstandsbewegung gegen den Privatisierungsprozeß spielten. Zwar 
stimmt es, dass die von diesen alternativen Versorgern gefundenen Lösungen angesichts 
der nie erreichten Abschlusses von wenigstens einem der geliebten Megaprojekte von Co-
chabamba für kreativ und produktiv gehalten werden müssen. Sie waren jedoch auf keinen 
Fall unproblematisch: hier zu nennen sind insbesondere die mangelnde Sorgfalt hinsicht-
lich der Entsorgung von Abwässern und der Ausschluß von neuen, zugewanderten Famili-
en von ihren Versorgungsnetzen. Weitere, auch aufgrund der beschriebenen Umstände 
berührte Interessen werden in den folgenden Absätzen beschrieben. 

Der Hauptdarsteller im Konflikt, die Coordinadora del Agua, entstand aus zwei Organisa-
tionen: der bereits genannten FEDECOR und dem Comité de Defensa del Agua y de la 
Economía Familiar (hiernach Comité). Zu beiden gesellten sich im Verlauf der Ereignisse 
zahlreiche andere Organisationen der Zivilgesellschaft. Als Ergebnis des Zusammen-
schlusses von verschiedenen Bewässerungsorganisationen wurde die FEDECOR 1997 mit 
dem Ziel geboren, traditionelle Gewohnheits- und Nutzungsrechte im Bereich der Wasser-
bewirtschaftung, als auch die Bewässerungssysteme der landwirtschaftlichen Gebiete und 
des agrarischen Hinterlandes der Stadt, zu verteidigen und zu bewahren17. Da die Zentral-
regierung seit 1997 eine neue, umfangreiche und im Parlament debattierte Wassergesetz-
gebung vorantrieb, ohne aber de in einer Reihe von öffentlichen Konsultation geäußerten 
Argumenten von FEDECOR wirklich Gehör zu schenken, galt das Hauptaugenmerk der 
FEDECOR fortan dem Kampf um ein alternatives Wassergesetz und, später, der Aufhe-
bung der Konzession an Aguas del Tunari. 

                                                 
17 Für eine Zusammenfassung der Geschichte von FEDECOR siehe Crespo und Fernández (2001), Kapitel II, Abschnitt VI. 
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Gegründet im Mai 1999 von Umweltschützern, die über die Zukunft der Wasserquellen der 
Stadt, ihre Umgebung, und einen nahegelegenen Nationalpark besorgt waren, wuchs das 
Comité bald um andere Interessensgruppen an, konnte aber auch Wortführer aus ver-
schiedenen Stadtvierteln und ländlichen Gemeinden, sowie Leiter ökologisch ausgerichte-
ter Organisationen integrieren. Anfangs wurde es "nur" von drei Beweggründen geleitet: 
einem vollständigen und reibungslosen Abschluß des Misicuni-Projektes, der irrationalen 
und zerstörerischen Art und Weise, in dem sich die Brunnenbohrungen ausbreiteten, und 
von der mangelnden Transparenz, die die Verhandlung des Konzessionsvertrages kenn-
zeichnete. Nacheinander begann das Comité auch andere Probleme anzugehen, beson-
ders die Gefahr einer Kapitalisierung des Konzessionärs auf Kosten der örtlichen Verbrau-
cher und die Ungewißheit über Art und Ausmaß von dessen zukünftige Investitionspro-
gramme. Dabei ging es ihr vor allem um die Einbeziehung sozialer Aspekte. 

Von gemeinsamen Problemen und Zielen getragen, hatten städtische und ländliche Akteu-
re also im Konflikt zusammengefunden: beide Organisationen, sich ihrer Beschränkungen 
angesichts ihrer weitgehenden Forderungen durchaus bewußt, brachten die stattliche An-
zahl von mehr als vierzig Organisationen unter einem Dach zusammen. Unter ihnen be-
fanden sich die wichtigsten Gewerkschaften, die Vereinigungen und Komitees der regantes 
und Wasserversorgungsvereinigungen, Umweltgruppen und auch wichtige lokale Institutio-
nen wie das Comité Cívico (Bürgerkomitee18) und andere. Aus ihnen wurde die inzwischen 
weltweit berühmte Coordinadora de Defensa del Agua y de la Vida geboren (Gründungs-
tag: 12. Oktober 1999; hiernach Coordinadora). In einem Beschluß vom gleichen Tage 
wurden Gesetz 2029 und die Konzession als Hauptbedrohungen definiert: beide „versto-
ßen gegen unsere Rechte, weil Privatisierung und Monopolisierung erhöhte und dollarisier-
te Tarife, ein Risiko für die Trinkwassersysteme, Risiken für unsere Wasserquellen darstel-
len“. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
                                                 
18 Diese Komitees bilden seit den 1950er Jahren Teil der bolivianischen politischen Landschaft. Sie setzen sich hauptsächlich aus wichti-

gen Interessengruppen der örtlichen Eliten zusammen, aber auch Gewerkschaften und andere pressure groups gehören zu ihnen, und 
vertreten korporative Stadtinteressen (z.B. eben Infrastrukturprojekte), für die gekämpft wird, indem die lokale, departementale, 
und/oder Zentralregierung zu entsprechenden Budgetzuweisungen gedrängt wird. 
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Abfolge der Ereignisse: Ende 1999 

- 21. Oktober: Verabschiedung von Gesetz 2029 

- 1. November: Konzessionär zieht in die Bürogebäude von SEMAPA ein 

- 1. Dezember: Konzessionsvertrag tritt in Kraft 

- 5. Dezember: Kommunalwahlen in Cochabamba (Gentlemen’s Agreement zwischen allen  
Parteien Konzessions- und Tariffrage nicht zu politisieren). Manfred Reyes Villa (NFR und 
Mitglied der Comisión de Negociación) gewinnt mit großem Vorsprung 

- 9. Dezember: Verlautbarung von Gesetz 2029 

- 12. Dezember: Wasseroberaufsichtsrat (Superintendente de Aguas) ruft zu einer Bürger-
befragung für den 22. auf (fand nicht statt) 

- 19. Dezember: Versammlung der Coordinadora (Ablehnung der Bürgerbefragung; Ge-
währung einer Endfrist für die Regierung das Gesetz 2029 bis zum 10. Januar 2000 auf-
zuheben und Konzessionsvertrag aufzukündigen, sonst Anwendung radikaler Maßnah-
men) 

- 28. Dezember: erste organisierte Proteste der Coordinadora (Wasseroberaufsichtsrat ge-
zwungen öffentliche Anhörung über Tariferhöhungen zu suspendieren; 10. Januar 2000 
zu Tag X erklärt) 

 

Abfolge der Ereignisse: Januar - April 2000 

- 4. Januar: Coordinadora kündigt departementale Straßenblockaden und Nichtbezahlung 
der Wasserrechnungen an 

- 10. Januar: Versammlung der Coordinadora bringt Manifest heraus („Rechte nicht erbet-
teln sondern erkämpfen“) 

 

Erste Schlacht: 11. – 13. Januar 2000 

- 11. Januar: vom Comité Cívico de Cochabamba (Bürgerkomitee von Cochabamba) orga-
nisierter kommunaler Streik (paro cívico) im Stadtgebiet; Straßenblockade auf dem Lande 

- 12. Januar: Comité Cívico beendet Streik (Coordinadora damit allein gelassen); Coordi-
nadora ruft Öffentlichkeit mit einigem Erfolg auf mit Stadtblockade fortzufahren: Comité 
Cívico stößt wieder zu Coordinadora und ruft zu unbefristetem Streik auf 

- 13. Januar: Coordinadora übernimmt Führung der Bewegung; Volkszorn jetzt gegen Ex-
präsidenten des Comité Cívico, Exmanager von SEMAPA, lokale Eliten, Vertragsunter-
zeichner, usw. gerichtet; Gewaltausbrüche in der Stadt; Anfang der Verhandlungen; Bil-
dung einer Verhandlungskommission (zusammengesetzt aus Comité Cívico, Coordinado-
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ra, Nachbarschaftsvertretungen, departementaler Parlamentsvertretung Cochabamba’s, 
Regierungsfunktionären, Privatwirtschaft) um Tarife und Konzessionsvertrag zu analysie-
ren; Bildung einer Kommission um in fünfundvierzig Tagen einen Konsens für ein neues 
Wassergesetz zu erzielen, u.a.m.; Ergebnis: Ende der Straßenblockaden 

- 24. Januar: verzögerter Anfang der Verhandlungen ohne klare Tagesordnung und mit 
schwer vereinbaren Positionen; in diesem Monat öffentliche Verbrennung von Wasser-
rechnungen und viele Klagen über einzelne Wasserzufuhrabstellungen; Coordinadora 
trifft Entscheidung am 4. Februar friedlich „die Stadt einzunehmen“ (gemeint ist nur eine 
traditionelle Demonstration); Comité Cívico fordert auch zu einer Demonstration auf (am 
1. Februar). Bei dieser Gelegenheit nehmen einige Parteimitglieder der NFR – der Partei 
des Bürgermeisters, die gleichzeitig Mitglied der nationalen Regierungskoalition war – an 
der Demonstration teil; NFR verläßt die Regierungskoalition um Distanz zu ihren eigenen 
Handlungen und zur Zentralregierung zu wahren 

 

Zweite Schlacht: 4. – 5. Februar 

- 4. Februar: Zentralregierung unterbreitet ein „endgültiges Angebot“ (Tariferhöhung von 
20%); massive Demonstrationen in der Stadt stoßen auf riesiges Polizei- Militär-, und 
Spezialtruppenaufgebot 

- 5. Februar: Verhandlungen am Sitz des Erzbischofs von Cochabamba; Ergebnis: „Conve-
nio de Cochabamba“ („Abkommen von Cochabamba““), wobei die Coordinadora ihre 
Standpunkte durchsetzen kann (Fortführung des Misicuni-Projektes in seiner vollständi-
gen Version); Einfrierender Tarife auf dem Niveau von Oktober 1999; Revision von Ge-
setz 2029 und des Konzessionsvertrages; Truppenrückzug während der Verhandlungen 

- 22. Februar: Coordinadora verläßt Verhandlungen wegen fehlendem Zugang zu relevan-
ter Information (besonders zum Finanzierungsmodell von Aguas del Tunari) 

- Ende Februar: Vertrag der Öffentlichkeit nun näher bekannt (jedoch noch nicht ganz); die 
Berufsvereinigung der Wirtschaftswissenschaftler der Stadt kritisiert mehrere Punkte und 
Unregelmäßigkeiten im Vertrag und beanstandet sogar die Verfaßtheit und Rechtmäßig-
keit des Konzessionärs im Lande 

- 3. März: friedliche Demonstration inmitten der Karnevalszeit; Coordinadora gewährt Kon-
zessionär und Zentralregierung eine Galgenfrist (Aufkündigung des Vertrages bis zum 30. 
des laufenden Monats und Verabschiedung im Parlament der Änderungen bezüglich Ge-
setz 2029); Coordinadora verläßt kurz danach den Verhandlungstisch 

- Ende März: Coordinadora organisiert spontan in nur zehn Tagen eine Bürgerbefragung 
an der ca. 31% der an den 1999er Kommunalwahlen beteiligten Wähler (Prozentsatz ent-
spricht den abgegebenen Stimmen) teilnehmen (50.000 Leute antworten mit "nein" auf 
„Tariferhöhungen“, "ja" auf „Vertragsaufkündigung“, "nein" auf „Privatisierung des Was-
sers“; Wasseroberaufsichtsrat ignoriert das Ergebnis 
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- 29. März: Coordinadora distanziert sich offiziell vom Comité Cívico und ruft zu Straßen-
blockaden in und außerhalb der Stadt auf und auch zu unbefristeten Streiks (vom 4. April 
an) 

 

Endschlacht: 4. – 10. April 

- 4. April: fast vollständige Einhaltung der am 29. März getroffenen Maßnahmen; Comité 
Cívico widerruft sie 

- 5. April: Coordinadora befiehlt die Fortsetzung der Streiks und Blockaden und ruft zu einer 
massiven Demonstration auf dem Hauptplatz der Stadt auf (geschätzte 15.000 Teilneh-
mer); Leute gehen in den Büroräumen des Comité Cívico gewaltfrei ein und aus; Demon-
strationszug marschiert dann zum Zahlungsbüro von Aguas del Tunari (Zerstörung des 
Firmenzeichens); danach marschieren die Demonstranten mit den Anführern der Coordi-
nadora zum Hauptquartier des Unternehmens; darauf Bildung einer Menschenmauer um 
die Gebäude seitens der Mehrheit gegen eine gewalttätige Minderheit in den Reihen der 
Protestierenden; improvisierte Massenversammlung mit Übermalung des Firmenzeichens 
mit Protestlosungen und Verbrennen einer US-amerikanischen Fahne; anschließend 
Verwirrung da Demonstranten aus dem Gebäude ein und aus gehen und nicht wissen 
was nun zu tun ist; Zentralregierung verkündet Mißerfolg des „Wasserkrieges“ (Problem 
würde innerhalb von drei Tagen durch die Ansteuerung nur niedriger Tariferhöhungen ge-
löst werden) 

- 6. April: Stadt und gleichnamiges Departement immer noch gelähmt, Bevölkerung jedoch 
bereits ein wenig ermüdet und entmutigt; nur sporadische und verhaltene Polizeieingriffe; 
mittags Massenansammlung auf dem Hauptplatz von Cochabamba (anwesend jedoch 
nur die Hälfte der Teilnehmer des Vortags); Vorschlag an die Anwesenden seitens der 
Anführer der Coordinadora an den Verhandlungen mit der Regierung teilzunehmen erntet 
Buhrufe wegen gesteigerten Mißtrauens gegenüber lokalen und nationalen Regierungs-
vertretern; Präfekturgebäude (Sitz gegenüber dem Hauptplatz) von der Menschenmenge 
umstellt (Verhandlungen somit bis zum Abend behindert); unterdessen nimmt die Zentral-
regierung eine härtere Haltung gegenüber der Coordinadora ein; Erzbischof zitiert die An-
führer der Coordinadora, den Präsidenten des Comité Cívico, die lokalen Unternehmer, 
und die kommunalen und zentralen Regierungsvertreter in die Präfektur (draußen 1.000 
wachsame Demonstranten); später an jenem Abend plötzliche Verhaftung von zwölf An-
führern der Coordinadora während sie auf den Beginn von Verhandlungen warten; Erzbi-
schof, verärgert wegen Mißbrauchs seiner Bemühungen, erklärt sich zum "freiwilligen Ge-
fangenen" (stundenlang verhandelt er über die Befreiung der Verhafteten);  

- 7. April: früh morgens Anordnung ihrer Freilassung; Demonstranten gewinnen wieder an 
Mut, Straßenschlachten um den Hauptplatz immer massiver werden; Beginn einer logisti-
schen Koordination und Barrikadenbau in zahlreichen Stadtteilen; geschätzte ca. 60.000 
Menschen kontrollieren aktiv die Stadt; ständige Konfrontationen mit Militär- und Polizei-
kräften; durch die Bevölkerung verursachter physischer Schaden unwesentlich; am 
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Nachmittag verkündet der Präfekt die Entscheidung den Konzessionsvertrag aufzukündi-
gen (mit Zustimmung der Zentralregierung); Stadtbevölkerung hoch erfreut, bei den Blok-
kadeposten in den ländlichen Stadtgemeinden (regantes) jedoch herrscht Mißtrauen (Re-
vision von Gesetz 2029 noch nicht gesichert; sie befürchten außerdem die Aufgabe der 
Druckmaßnahmen von Seiten der Stadt); nach der Ankündigung des Präfekten an die 
versammelte Masse (vom Balkon aus) treffen sich die Anführer der Coordinadora und die 
Demonstranten in der Kathedrale (auch am Hauptplatz gelegen); draußen setzt die Poli-
zei weiterhin Tränengas ein; in einer vollen Kathedrale breiten sich derart unter den An-
führern Gerüchte über ein Täuschungsmanöver aus; die Anführer, die an jenem Abend 
nach Hause gehen werden entführt und in Boliviens fernen Osten geflogen; jene die nicht 
heimgehen (dem Rat eines Priesters folgend) tauchen unter 

- 8. April: Stadt im Belagerungszustand; Präfekt von einem Militärgeneral ersetzt; Presse – 
wieder für jegliche Art von Anklagen zugänglich – enthüllt die geschehenen Übergriffe; 
Aufruf der Schwester eines untergetauchten Anführers der Coordinadora Fahnen in je-
dem Domizil zu hissen verwandelt sich binnen Minuten in einen riesigen Erfolg; Titelseite 
des wichtigsten Zeitung der Stadt (traditionell kritisch gegenüber der Coordinadora) bringt 
Schlagzeile „Regierung lügt und unterdrückt“; den Belagerungszustand ignorierend nimmt 
die Bevölkerung von Cochabamba die Straßen mit beispielloser Wut ein; da die einge-
setzten Ordnungskräfte die Menge von Tausenden von Leuten nicht halten können (die 
Menschenmenge ist nun ziemlich bunt gemischt und setzt sich auch aus armen Bewoh-
nern der Randviertel, aus Leuten die im informellen Sektor tätig sind, aus Straßenkindern, 
usw. zusammen), wird der Hauptplatz am Nachmittag eingenommen; Straßen werden 
vom Militär überwacht; Regierung befiehlt Stromabstellung in den Stadtteilen mit großer 
Fernsehsenderkonzentration; bäuerliche Demonstranten organisieren Unterstützung für 
die städtischen Demonstranten; Schlachten in mehreren Stadtteilen; einige Aktivisten 
brennen öffentliche Büros und staatliche Fahrzeuge nieder; Falschmunition wird allmäh-
lich durch scharfe Munition ersetzt; Annäherung eines weiteren Demonstrantenmenge an 
die in der Nähe des Hauptplatzes stationierte Siebte Transportdivision der Luftwaffe; 
Scharfschützen werden von der Armee eingesetzt; Dutzende Verletzte, ein Toter; Wie-
deraufnahme der Fernsehübertragung; Hauptplatz die ganze Nacht von Demonstranten 
besetzt; in diesen Tagen führen die Bauern quer durch das Departement Cochabamba 
erbitterte Blockadekämpfe 

- 9. April (Sonntag): vollständiger Rückzug von Polizei und Militär; „Wasserkrieger“ kontrol-
lieren Hauptplatz und Stadtgebiet; Nachmittag: ein Dutzend Geistlicher führt eine Trauer-
prozession zur Bestattung des einzigen tödlichen Opfers des Konfliktes an (Tausende fol-
gen ihr); allgemeine Stimmung: gespannte Ruhe 

- 10. April: Fortsetzung der Straßenblockaden; Tausende versammeln sich auf dem Haupt-
platz und auf dem Weg zu ihm; untergetauchte Anführer treffen Regierungsvertreter um 
zu verhandeln (Letztere halten per Telefon Kontakt mit La Paz); nach einigem Widerstand 
eines Teils der Regierung Unterzeichnung eines Abkommens (Aufkündigung des Kon-
zessionsvertrages, das Wasserversorgungsunternehmen wird wieder von SEMAPA über-
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nommen, wobei zwei Vertreter der Coordinadora, zwei der Gemeindeverwaltung und ein 
Gewerkschaftsvertreter in den Vorstand kommen; Verabschiedung eines neues Wasser-
gesetzes wird anvisiert; Heruntersetzung der Tarifsätze auf das im Oktober 1999 gültige 
Niveau); Anführer der Coordinadora gehen zum Hauptplatz wo die Abmachungen be-
kannt gegeben werden und von der Menge mit einigen Abänderungen gebilligt werden; 
Coordinadora erteilt Anweisung die Druckmaßnahmen aufzuheben, ländliche Anhänger 
betrachten diese Entscheidung jedoch mit Skepsis (Gesetz ist immer noch nicht verab-
schiedet; Aguas del Illimani versucht seinen Einfluss gegen die Änderungen im Gesetz 
geltend zu machen und die Weltbank beanstandet sie); einige regantes bestehen immer 
noch darauf das neue Gesetz auf Papier zu sehen bevor sie sich für eine Aufhebung ihrer 
Protestmaßnahmen entscheiden 
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6. Die zukünftigen Herausforderungen für 
SEMAPA und Bechtels Klage auf 
Entschädigung 

Cochabambas unangemessene und ungenügende Wasser- und Abwasserversorgung ist 
nach wie vor eine Angelegenheit von öffentlichem Interesse. Der Ausgang beider Errun-
genschaften der Wasserbewegung, die Revision von Gesetz 2029 (das neue Gesetz – Nr. 
2066 – wurde am 11. April 2000 nach hastigen und langwierigen parlamentarischen Sit-
zungen verabschiedet19), und SEMAPA's neue Lage nach der Aufkündigung des Konzes-
sionsvertrages ist ungewiß; dies gilt selbst für die Zukunftsaussichten der Coordinadora. 

An der Umsetzung von Gesetz 2066 – nach der parlamentarischen Verabschiedung des 
entsprechenden Rahmengesetzes eine ausschließliche Kompetenz der Exekutive – wird 
immer noch gearbeitet; zehn Verordnungsentwürfe sind bis Ende 2003 ausgearbeitet wor-
den! Die nationale Wasseroberaufsichtsbehörde, Aguas del Illimani, die Weltbank, die In-
ter-Amerikanische Entwicklungsbank, deutsche Entwicklungshilfeagenturen und andere 
Parteien haben den Prozeß der weiteren Umsetzung von Gesetz 2066 und auch die volle 
Anwendung desselben, so wie es verabschiedet wurde, behindert: sie stimmen einigen 
Artikeln dieses Gesetzes nicht zu, besonders dem darin vorgesehenen Recht auf eine 
(nichtbindende) öffentliche Meinungsbildung bezüglich der Festsetzung von Tarifen, die 
den Kontrollmechanismen der Stadtverwaltungen20 gewährt wurde. 

SEMAPA ist wieder ein Gefangener seiner eigenen Beschränkungen; das Unternehmen 
kam unter schweren Angriff seitens der Politik und wurde von ihr praktisch aufgegeben. Für 
seinen Teil lernte die Coordinadora, dass das Anführen einer sozialen Bewegung nicht mit 
der Führung eines Wasserversorgungsunternehmens vergleichbar ist. Schließlich hat der 
größte Aktionär des Konsortiums, das sich in Cochabamba engagierte, Bechtel, eine Ent-
schädigungsklage in Höhe von mehr als 20 Millionen US-Dollar wegen Enteignung künfti-
ger Finanzströme eingereicht, all dies im Rahmen eines Verfahrens vor einem internationa-
len Schiedsgericht. Das Verfahren läuft zur Zeit noch. 

                                                 
19 Für die Einsicht des gesamten Textes dieser beiden Gesetze siehe die Internetseite des bolivianischen Parlaments: 

www.congreso.gov.bo/11leyes/index.html
20 Die öffentliche Kontrolle der Kommunalregierungen wird seit etwa Mitte der 1990er Jahre von den von jedem Stadtteil gestellten 

Organizaciones Territoriales de Base und Comités de Vigilancia wahrgenommen. 
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